
     

 

 

 

 

 

Einigung über einen 

Grundlohn von 11€/Stunde 

zwischen ver.di und der Charité Facility Management (CFM) 

 
Nach über eineinhalb Jahren harter Auseinandersetzung haben sich ver.di und die Geschäftsführung der 

CFM über die Einführung eines Grundlohns von 11€/Stunde geeinigt. ver.di sieht in dieser Einigung nur 

eine Übergangsregelung. Deshalb haben wir bis zum Schluss für eine kurze Laufzeit gekämpft. Wir konnten 

am Schluss eine Laufzeit bis zum 30. Juni 2019 durchsetzen. Ab dann können wir gemeinsam weiter 

kämpfen. Wir werden aber nur mehr erreichen können, wenn sich mehr KollegInnen an der 

Auseinandersetzung beteiligen. Wir haben mit dem Kampf seit 2016 gezeigt, dass es sich lohnt. 

Mit der Einigung ist auch abgesichert, dass die bis zur Einigung gezahlten Zulagen erhalten bleiben.  

In dieser Broschüre findet Ihr das Konsenspapier zwischen ver.di und der CFM. Die Ansprüche für die 

Beschäftigten sind durch eine sogenannten „Gesamtzusage“ der Geschäftsführung im Intranet rechtlich 

gesichert. Auch diese haben wir hier abgedruckt. 

 

Wer kämpft kann gewinnen – organisiert Euch jetzt mit uns in ver.di. Tretet ein! 
 

Mit solidarischen Grüßen, 

Eure ver.di Tarifkommission 

  



     

Konsenspapier 

über die Einführung eines betrieblichen Grundlohns 2017 
zwischen  

der Charité CFM Facility Management GmbH,  
vertreten durch die Geschäftsführer Toralf Giebe und Ingrid Maßwig, 
Augustenburger Platz 1,  
13353 Berlin,   

- im Folgenden auch "Arbeitgeberin" - 

und  

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

vertreten durch die Landesbezirksleitung Berlin-Brandenburg 
Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin) 

  

besteht der nachfolgende Konsens:  

1. Alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen1, die in einem Arbeitsverhältnis zur Arbeitgeberin 

stehen, erhalten rückwirkend zum 1. Dezember 2017 einen Grundlohn² von 11,00 EUR brutto 

für jede geleistete Arbeitsstunde. Hierbei handelt es sich um ein Mindestentgelt, das darüber 

liegende Entgeltansprüche unberührt lässt. Ausgenommen von dieser Vereinbarung sind 

leitende Angestellte, Auszubildende, Praktikanten und Mitarbeiter, die überwiegend zum 

Zwecke der Berufsbildung beschäftigt werden (z.B. Werkstudenten). 

2. Die Parteien sind sich einig, dass die Verhandlungen über einen Tarifvertrag bei der CFM im 

Jahr 2019, spätestens jedoch ab dem 1. Juli 2019 wieder aufgenommen werden sollen und 

verpflichten sich bereits heute, rechtzeitig Tarifverhandlungstermine zu vereinbaren. 

3. Die Parteien sind sich einig, dass das vorliegende Konsenspapier keinen Tarifvertrag 

darstellt. ver.di erklärt jedoch, dass vor dem 1. Juli 2019 keine Arbeitskampfmaßnahmen 

ergriffen werden, um tarifliche Regelungen zu erstreiten, soweit die Arbeitgeberin ihre 

Verpflichtungen aus Ziffer 1 umsetzt. Die Friedenspflicht gilt nicht für tarifliche Regelungen, 

die notwendig werden, um unternehmerische Maßnahmen der Arbeitgeberin (z.B. 

Betriebsänderungen) zu begleiten.  

Mit diesem Konsens wollen die Parteien den Weg für eine Auszahlung des Grundlohns von 

11,00 EUR brutto je geleistete Arbeitsstunde im gesamten Unternehmen frei machen.  

                                                           
1 Im Folgenden wird zur Vereinfachung ausschließlich die männliche Form benutzt. 

² Grundlohn ist die dem Arbeitnehmer zustehende Grundvergütung ohne Berücksichtigung von Zuschlägen und 

Zulagen jeglicher Art. Diese bleiben auch nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung den Arbeitnehmern unverändert 

erhalten, gleich, aus welchem Rechtsgrund sie gezahlt werden. Die Parteien sind sich einig, dass der Abschluss 

dieser Vereinbarung von der Arbeitgeberin nicht zum Anlass genommen wird, unter Berufung auf die durch den 

Abschluss verursachte wirtschaftliche Situation Arbeitnehmern gegenüber individualvertraglich in Nebenabreden 

geregelte Entgeltzusagen zu widerrufen, auch wenn ein solcher Vorbehalt im Einzelfall vereinbart sein sollte. 

 



     

Die Gesamtzusage der CFM-Geschäftsführung 

 

Betrieblicher Grundlohn ab dem 1. Dezember 2017  

08.03.2018 

An alle Mitarbeiterinnen  

und Mitarbeiter der  

Charité CFM Facility Management GmbH 

 

Betrieblicher Grundlohn ab dem 1. Dezember 2017 

Hier: Gesamtzusage  

 

Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

sehr geehrte Damen und Herren,  

im Konsens mit der Gewerkschaft ver.di haben wir uns entschlossen, Ihnen hiermit verbindlich und 

rechtsbeständig zuzusagen, dass jeder Arbeitnehmer und jede Arbeitnehmerin der Charité CFM Facility 

Management GmbH, die in einem Arbeitsverhältnis zur Arbeitgeberin stehen, rückwirkend ab dem 1. 

Dezember 2017 einen sog. betrieblichen Grundlohn* von 11,00 EUR brutto für jede geleistete 

Arbeitsstunde erhalten. Hierbei handelt es sich um eine betriebliche Mindestentgeltregelung, d.h. 

sollten Sie ohnehin eine höhere Vergütung zu beanspruchen haben, wird dies durch die vorliegende 

Regelung nicht berührt.  

 

Diese Zusage gilt unbefristet. Sie ist als sog. Gesamtzusage ab ihrer Verkündung Ihnen gegenüber 

wirksam und bedarf keiner Vertragsänderung oder sonstigen Erklärung von Ihrer Seite.  

 

Bei dem nächsten möglichen Abrechnungslauf wird die Änderung von uns berücksichtigt und ggf. eine 

entsprechende Nachzahlung rückwirkend zum 1. Dezember 2017 abgerechnet und an Sie ausbezahlt.  

 

Diese Gesamtzusage, darauf weisen wir ausdrücklich hin, erstreckt sich ausschließlich auf 

Arbeitnehmer der Charité CFM Facility Management GmbH. Nicht umfasst sind zu ihrer Berufsbildung 

beschäftigte Personen, insbesondere Auszubildende, Praktikanten und Werkstudenten.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

Geschäftsleitung 

 

*Grundlohn ist die dem Arbeitnehmer zustehende Grundvergütung ohne Berücksichtigung von 

Zuschlägen und Zulagen jeglicher Art. Diese bleiben auch nach Inkrafttreten dieser Gesamtzusage den 

Arbeitnehmern unverändert erhalten, gleich, aus welchem Rechtsgrund sie gezahlt werden. Die 

Gesamtzusage wird von der Arbeitgeberin nicht zum Anlass genommen, unter Berufung auf die durch 

den Abschluss verursachte wirtschaftliche Situation Arbeitnehmern gegenüber individualvertraglich in 

Nebenabreden geregelte Entgeltzusagen zu widerrufen, auch wenn ein solcher Vorbehalt im Einzelfall 

vereinbart sein sollte.  



     

 


